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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2019: Gesundheit, Sozialhilfe und Sport

2019 befasste sich das Parlament mit zahlreichen Geschéften zu Schweizer
Gesundheitspolitik, Sport und Sozialhilfe. Besonders relevant waren bezlglich
gesundheitspolitischer Themen die Diskussionen um das elektronische
Patientendossier (EPD). Dieses soll 2020 in allen Regionen der Schweiz verfligbar sein,
weshalb 2019 dazu einige Vorstdsse behandelt wurden. So wurde ein Postulat Wehrli
(fdp, VD; Po. 18.4328), welches Auskunft Uber die bereits ergriffenen und die noch zu
ergreifenden Massnahmen verlangte, um die Umsetzung des EPD und dessen Nutzung
zu férdern, vom Nationalrat angenommen. Ebenfalls Ja sagte die grosse Kammer zu
einer Motion der SGK-NR (Mo. 19.3955). Diese hatte den Anschluss séamtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das EPD zum Ziel und
wird nun in einem nachsten Schritt im Stockli behandelt. Mit dem im Juni 2019
verabschiedeten  Bundesratsgeschaft  zur  «Starkung von  Qualitdt und
Wirtschaftlichkeit im KVG» (BRG 15.083) sollen zudem die Qualitdt der erbrachten
Leistungen im Gesundheitsbereich verbessert, die Patientensicherheit nachhaltig
erhoht und die Steigerung der Kosten in der OKP abgeschwéacht werden.

In Sachen Spitéler standen 2019 die Kosten im Gesundheitswesen im Mittelpunkt. Unter
anderem intendierte Verena Herzog (svp, TG) mittels Motion, gemeinwirtschaftliche
Leistungen dem o6ffentlichen Beschaffungsrecht zu unterstellen (Mo. 16.3842). Denn
durch eine Ausschreibungspflicht fur gemeinwirtschaftliche Leistungen und der damit
verbundenen Transparenz kédnne man nicht nur Kosten reduzieren, sondern auch an
Effizienz gewinnen, erklérte die Motionarin. 2018 hatte der Nationalrat dieser Vorlage
zugestimmt, der Standerat gab ihr in der Herbstsession 2019 allerdings einen Korb. Mit
einem Selbstkostenanteil, der beim Aufsuchen der Spitalnotfallstation (und beim
ambulanten Praxisbesuch) entrichtet werden soll, wollten sowohl Thomas Weibel (glp,
ZH; Pa.lv. 17.480) als auch Thomas Burgherr (svp, AG; Pa.lv. 17.452) der
Kostenentwicklung entgegenwirken, die Eigenverantwortung der Patientenschaft
starken und den Spitalnotfall entlasten. Die grosse Kammer gab in der Wintersession
2019 der parlamentarischen Initiative Weibel, nicht aber der Initiative Burgherr Folge.
Des Weiteren nahm das Stockli als Zweitrat eine Motion der SGK-NR bezuglich
Referenztarifen fiir ausserkantonale Behandlungen an (Mo. 18.3388). Damit wollte die
Kommission sicherstellen, dass die Kantone fur Behandlungen ihrer Einwohnerinnen
und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht weniger bezahlen wirden als
innerhalb. Bezliglich Arzteschaft reichte Bea Heim (sp, SO; Mo. 18.3107) eine Motion zur
Offenlegung der Honorare von Arztinnen und Arzten in einer leitenden Position ein.
Transparenz sei notwendig, um falsche Anreize, unnétige Eingriffe und hohe Kosten flr
die OKP zu verhindern, so Heim. Die Motion wurde im Marz 2019 von der grossen
Kammer gutgeheissen und an die kleine Kammer Uberwiesen.

Rund um das Pflegepersonal waren die Pflegeinitiative und der indirekte
Gegenvorschlag ein wichtiges Thema. Gefordert wurden unter anderem die
Sicherstellung  von  genlgend  diplomierten  Pflegefachleuten und  eine
Kompetenzerweiterung im Bereich der direkten Abrechnung von Pflegeleistungen zu
Lasten der OKP. In der Wintersession empfahl der Nationalrat in Ubereinstimmung mit
dem Bundesrat die Ablehnung der Initiative und gab dem von der SGK-NR
ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag mit einigen kleinen Anderungen Folge.
Anders als seine Kommission wollte er beispielsweise nicht, dass eine Vereinbarung
zwischen Pflegefachpersonen und Krankenkasse fur die Abrechnung der Pflegenden
Uber die OKP generell notig ist.

Im Frihling 2019 verabschiedete das Parlament eine Anderung des Heilmittelgesetzes
(BRG 18.081), die aufgrund zweier neuen EU-Verordnungen zur Erhéhung von Sicherheit
und Qualitdt von Medizinprodukten notig geworden war, damit die Schweizer
Patientenschaft weiterhin von allen europaischen Produkten profitieren kann und die
Hersteller keinen Wettbewerbsnachteil erfahren. Qualitat und Behandlungssicherheit
waren ebenfalls Gegenstand eines Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382), das den
Bundesrat dazu aufforderte, die Bedingungen zur Ermdglichung eines Versandhandels
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nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel zu Uberprifen. Weiter stimmte der
Nationalrat in der Sommersession einer Motion Humbel (cvp, AG; Mo. 19.3005) zur
Kostenvermeidung bei der Umteilung von den Medikamenten der Kategorie C in die
Kategorie B zu und Uberwies sie an den Sténderat. Antibiotika und ihre Resistenz
wurden 2019 mittels zweier Vorstdsse thematisiert. Zum einen sprach sich der
Nationalrat als Erstrat fur eine Motion Graf (gp, BL; Mo. 19.3861) aus, die den Bundesrat
damit beauftragte, seine One-Health-Strategie mit der Erforschung von
Antibiotikaresistenzen zu erganzen, um so eine Vorgehensweise zur Bekdmpfung ihrer
Ursachen ausarbeiten zu kénnen. Zum anderen reichte Claude Béglé (cvp, VD, Po.
19.3860) ein Postulat zur «Foérderung der Erforschung und der Entwicklung neuer
antimikrobieller Mittel» ein, welches allerdings im Rat nicht auf Anklang stiess. Im
Herbst 2019 beschaftigte sich das Stockli mit einer Motion Miller (fdp, LU; Mo. 19.3743),
mit der die Eliminierung von Hepatitis in ein nationales Programm zu sexuell und durch
Blut Ubertragbaren Infektionskrankheiten integriert werden soll.

Auch Uber Tabakwaren wurde 2019 angeregt diskutiert. So befasste sich der Standerat
erneut mit dem Bundesgesetz liber Tabakprodukte, nachdem 2016 ein erster Entwurf
an den Bundesrat zurlckgewiesen worden war. Das Gesetz soll in erster Linie dazu
dienen, Teenager, aber auch die Gesamtbevodlkerung vor den negativen Auswirkungen
des Tabakkonsums zu schutzen. In den Medien war hingegen insbesondere das Thema
«E-Zigaretten» zentral. Dieses fand auch seinen Weg ins Parlament; im Stéanderat wurde
Uber eine tiefere Besteuerung von elektronischen Zigaretten diskutiert (Mo. 19.3958 der
SGK-SR).  Vor dem Hintergrund der 2017 eingereichten Motionsserie zu
wissenschaftlichen Pilotversuchen mit Cannabis trat der Nationalrat im Dezember
2019 auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Anderung des Betdubungsmittelgesetzes
ein (BRG 19.021). Neben E-Zigaretten berichteten die Medien auch ausflhrlich tUber die
umstrittene Auswahl des Tabakkonzerns Philip Morris als Hauptsponsor des Schweizer
Pavillons an der Weltausstellung 2020 in Dubai. Nachdem der Schweiz fir diesen
Entscheid viel Unverstéandnis entgegengebracht worden war und sich gar die WHO zu
Wort gemeldet hatte, erklarte Aussenminister Ignazio Cassis Ende Juli, dass man die
Partnerschaft nicht weiterfihren werde.

Trotz grosser Aufmerksamkeit in den Medien - dieses Thema ist mitverantwotlich fur
den Peak des Gesundheitsthemas im Juli 2019 - kaum Eingang ins Parlament fand
dieses Jahr die Frage der Sterbehilfe. Aufgegriffen wurde von den Zeitungen vor allem
der Gerichtsprozess rund um Erika Preisig und den assistierten Suizid bei psychisch
kranken Personen.

Die mediale Berichterstattung zu sportlichen Themen war im Juni 2019 besonders
intensiv. Dies ist darauf zurlckzufthren, dass in diesem Monat nicht nur das
Eidgendssische Turnfest in Aarau stattfand, sondern auch ein Formel-E-Rennen in Bern
ausgetragen wurde, das bei der Bevolkerung auf Widerstand stiess und anlasslich dem
eine Velo-Demonstration durchgefiihrt wurde. Zudem wurde die durch die Fussball-
Weltmeisterschaft der Frauen ausgeloste Diskussion um die Gleichstellung der
Geschlechter in dieser Sportart ebenfalls von den Schweizer Medien aufgenommen.

Im Parlament wurden bezUlglich Sport zwei Vorlagen zu Sportzentren respektive zu der
Finanzierung ihres Betriebs diskutiert. So nahmen beide Rate eine Motion Engler (cvp,
GR, Mo. 18.4150) an, welche beabsichtigte, dem Bund eine Mitfinanzierungsrolle beim
Trainings- und Wettkampfbetrieb auf Sportanlagen nationaler Bedeutung zukommen zu
lassen. Im Dezember 2019 sagte die kleine Kammer Ja zu einem weiteren Postulat
Engler (Po. 19.4044), das einen Bericht zur Realisierung von drei bis vier
Wintersportzentren anstelle eines nationalen Schneesportzentrums forderte. Silva
Semadeni (sp, GR), die in Vergangenheit eine referendumsfahige Gesetzesgrundlage zur
Bundesmilliarde fur Sion 2026 schaffen wollte, reichte 2018 eine parlamentarische
Initiative ein, um die Unterstiitzung Olympischer Spiele im Allgemeinen einem
fakultativen Referendum zu unterstellen (Pa.lv. 18.445). In einem ersten Schritt gab die
WBK-NR diesem Geschéaft im Juni 2019 Folge. Im Gebiet der Dopingpolitik Gberwies der
Nationalrat eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 19.3667) an den Sténderat, die die
Prifung der Errichtung einer Koordinationsstelle fir Dopingfragen beim Fedpol zum
Gegenstand hatte.

Im Bereich Sozialhilfe interessierten sich die Medien insbesondere fir die Héhe der
Sozialhilfebeitrage, (iber die in verschiedenen Kantonen diskutiert wurde. Als erster
Kanton stimmte Bern im Mai in einer Volksabstimmung Uber entsprechende Kirzungen
ab. Hatte sich das Stimmvolk fur die Revision des Sozialhilfegesetzes ausgesprochen, so
hatte der neue Grundbetrag die Empfehlung der Schweizerischen Konferenz fur
Sozialhilfe (Skos) deutlich unterschritten. Von Bedeutung war dieser Entscheid auch fur
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die anderen Kantone, da man sich vor einem «Domino-Effekt» und «Sozialhilfe-
Tourismus» flrchtete. Gemass Einschatzungen des Tagesanzeigers von Anfang Oktober
verlor die Forderung nach dem Nein in Bern in anderen Kantonen und Stadten an
Unterstitzung. '

Jahresriickblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar - damals noch als Epidemie
eingestuft - erreichte und seither in Atem halt. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemaéss
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegentber
den Kantonen sowie die Verantwortung flr die Krisenbewaltigung Gbernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung tber «Massnahmen zur Bekampfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit Gber 1"000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. Mérz in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikolandern einschrankte und das Zusammenkommen von Uber 100
Personen untersagte.

Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkiindete der Bundesrat am 16. Marz die ausserordentliche Lage geméss
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin gentigend freie
Betten in Krankenhausern  garantieren zu kédnnen.  Abgesehen  von
Lebensmittelgeschaften und Gesundheitseinrichtungen mussten sémtliche Laden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Offentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Préasenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevolkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn moglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren - was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte -, waren die Devise. Die Grenzen zu samtlichen noch offenen
grossen Nachbarlandern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurlck ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Ruckholaktionen von im Ausland gestrandeten Blrgerinnen und Burgern, an der sich
auch die Rega beteiligte.

Am 20. Marz reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrésse von
offentlichen Versammlungen weiter auf funf Personen. Da die Spitéler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchfihrung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungenl, was dazu flihrte, dass die Spitéler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu kénnen.

Am 8. April verlangerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kiindigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation wéhrend den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurtickgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.

Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekédmpfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermdglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudampfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschafte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Rate in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern wunter anderem noch Differenzen bezlglich des
eigenstandigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezuglich der Ausbildungsbeitrage durch die Kantone.
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Weiter erméglichten die beiden Réte in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermoglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschaft
und hiess die entsprechende Anderung am BetmG gut.

Im Spatsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es musse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der offentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot fir Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstitze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte.

Wahrend in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten  Olympischen  Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorlaufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. Mérz (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgefiihrt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dampfen, sagte der Bundesrat am 20. Marz der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Halfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Halfte als A-fonds-perdu-Beitrége an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Stdnderat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket fur den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. fur den Spitzensport und CHF 200 Mio. fur den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren kénnen sollen.

Nicht nur fur die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch fur die Schweizer
Bevolkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei wirden aber nicht
alle Bevolkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit flr
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstltzungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Hoéhe von CHF 1'000 beinhalteten, fur armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie gemass Medien verstéarkten Ungleichheiten in
der Bevdlkerung wurden insbesondere anhand der teilweise Uber einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zirich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen kdénnen, sowie Auslanderinnen und Auslander mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezdgen.

Bereits im Vorjahr - also noch vor der Pandemie - hatte der Standerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines flnfjdhrigen Monitoring-
Zyklus zur Pravention und Bekdmpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umstande, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veroffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren -
sprich im Frihjahr und im Herbst -, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte Uber alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
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aus. Wahrend sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist fr den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
Medienpréasenz hingegen sehr gering aus. *

Jahresriickblick 2021: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Auch im Jahr 2021 bestimmte die Covid-19-Pandemie massgeblich den Takt in der
Schweizer Gesundheitspolitik. Unabhangig davon gaben hingegen insbesondere
Geschafte im Zusammenhang mit verschiedenen Volksinitiativen zu reden.

Am prominentesten diskutiert wurde in den Medien die Pflegeinitiative, wie
beispielsweise Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse (im Anhang) zeigt - noch nie in den
letzten vier Jahren wurde anteilsméassig haufiger Uber das Thema «Pflege» diskutiert als
im Jahr 2021 (vgl. Abbildung 2). Die Pflegeinitiative zielte auf eine Verbesserung des
Pflegendenstatus ab und wollte durch eine genlgende Anzahl diplomierter
Pflegefachpersonen den «Zugang aller zu einer ausreichenden Pflege von hoher
Qualitat» sicherstellen. Ende November 2021 nahm eine Mehrheit der
Stimmbdurgerinnen und Stimmburger die Vorlage an (61.0%). Mit Ausnahme eines
Kantons sagten ferner alle Stdnde Ja und hoérten damit nicht auf ihre Vertreterinnen
und Vertreter in Bundesbern, welche die Initiative zur Ablehnung empfohlen hatten.
Stattdessen wollten Regierung und Parlament den in der Initiative dargelegten
Problemen mittels eines von der SGK-NR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlags
auf Gesetzesebene begegnen. Dieser hatte neben einer Ausbildungsoffensive auch eine
Kompetenzerweiterung bezlglich selbstandiger Abrechnung von Pflegeleistungen
vorgesehen. In den Medien wurde der Abstimmungserfolg des Initiativkomitees unter
anderem - aber nicht ausschliesslich - mit der Covid-19-Pandemie erklart.

2021 ebenfalls auf der Traktandenliste des Parlaments stand die Organspende-Initiative
und der dazu vom Bundesrat lancierte indirekte Gegenvorschlag. Einigkeit herrschte
darlber, dass der Status quo der Zustimmungsldsung nicht zufriedenstellend sei. Das
Volksbegehren, welches beabsichtigte, dass neu alle Menschen automatisch zu
Organspenderinnen und -spendern werden sollten, falls sie sich nicht explizit dagegen
ausgesprochen hatten, ging jedoch sowohl dem Bundesrat als auch den beiden
Kammern zu weit. Die Landesregierung forderte daher in ihrem Gegenvorschlag eine
erweiterte Zustimmungslosung, bei der die Meinung der Angehoérigen ebenfalls
berticksichtigt wird. Nachdem der Nationalrat das Volksbegehren zunachst (denkbar
knapp) zur Annahme empfohlen hatte, folgte er in der Herbstsession dem Standerat,
der sich einstimmig gegen die Initiative ausgesprochen hatte. Der indirekte
Gegenvorschlag hingegen war weitgehend unbestritten und wurde von beiden Raten
grossmehrheitlich fur eine gute Losung befunden, worauf das Initiativkomitee die
Initiative bedingt zurlckzog.

Die dritte Volksinitiative, mit der sich das Parlament 2021 im Gesundheitsbereich
beschéaftigte, war die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor
Tabakwerbung>, welche ein llickenloses Tabakwerbeverbot zum Inhalt hat. Auch dieses
Volksbegehren ging National- und Standerat zu weit, weshalb sie die Initiative zur
Ablehnung empfahlen. Parallel dazu befasste sich das Parlament mit einem neuen
Tabakproduktegesetz, das im Herbst 2021 verabschiedet wurde und unter anderem
ebenfalls Bestimmungen zu Tabakwerbung beinhaltete. Die beiden Kammern
prasentierten die Gesetzesrevision als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative.

Als Folge der ersten Welle der Covid-19-Pandemie im Vorjahr beklagten viele Spitaler
finanzielle Einbussen. Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt
reagierten 2021 mit vier Standesinitiativen, mittels welcher sie den Bund dazu
auffordern wollten, fir die Ertragsausfélle, die in Zusammenhang mit dem vom
Bundesrat angeordneten Verbot «nicht dringend angezeigtelr] medizinischelr] Eingriffe
und Therapien» entstanden waren, aufzukommen. Der Standerat gab den Geschéaften in
der Wintersession 2021 mit 21zu 19 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) keine Folge.

Verglichen mit dem Vorjahr, als die Medien sehr ausflihrlich Uber die Sportpolitik
berichteten (vgl. Abbildung 2), erhielt dieses Thema im Jahr 2021 nur beschrankt
Beachtung. Erneut medial diskutiert wurden unter anderem die finanziellen
Schwierigkeiten der Sportvereine, deren Unterstitzung auch vom Ausgang der
Abstimmung Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes abhing.

Im Parlament wurde insbesondere die Frage diskutiert, wie eine Mitsprache der
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Bevolkerung bei der Organisation und der finanziellen Unterstitzung Olympischer
Spiele ermdglicht werden kann. Diesbezuglich zeigte sich der Nationalrat offener als der
Standerat, als er in der Sommersession ein entsprechendes Postulat der WBK-NR
annahm und einer parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR) Folge gab. Letztere
schickte der Standerat in der darauffolgenden Session allerdings bachab. Das Parlament
diskutierte des Weiteren uber die Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler
Bedeutung 2022-2027 (NASAK 5), wobei der Stédnderat den bundesratlichen Entwurf in
der Herbstsession guthiess und der Nationalrat ihm in der Wintersession folgte.

Im Bereich Sozialhilfe beugte sich die kleine Kammer in der Friihjahrssession 2021 Gber
eine Motion Carobbio Guscetti (sp, Tl), welche darauf abzielte, Sofortmassnahmen
gegen das durch die Covid-19-Pandemie verursachte Armutsrisiko zu ergreifen. Das
Geschéaft fand jedoch bei den Kantonsvertreterinnen und -vertretern keine Mehrheit.
Medial thematisiert wurden unter anderem die moglichen Folgen der Pandemie fur die
Sozialhilfe sowie ein Urteil des EGMR, in welchem der Kanton Genf bezuglich seines
Bettelverbotes kritisiert wurde. ®

Sport

Die finanziellen Einschrankungen in den Bundesfinanzen, die auch das erfolgreiche
Fordergefass fur den Schweizer Sport ,Jugend und Sport” betroffen hatten,
veranlassten gerade auch in diesem Bereich einige Bundesparlamentarier,
regulierenden Einfluss nehmen zu wollen. Aufgrund eines angenommenen Postulats
Graber (cvp, LU) musste der Bundesrat Moglichkeiten aufzeigen, ob und wie die
Budgetklrzungen fur J+S rlickgéngig gemacht werden kénnten.

Im Bericht, der im September 2015 veréffentlicht wurde, legte der Bundesrat dar,
welche Konsequenzen Beitragskirzungen fir das Forderwerk J+S hétten -
beziehungsweise er versuchte die Konsquenzen zu verdeutlichen: Leider habe man
keine zuverlassigen Instrumente, um die Folgen von Budgeteinschréankungen fir J+S
genau abschéatzen zu kénnen, hiess es im Bericht. Dargestellt wurden jedoch mégliche
Auswirkungen aus der Perspektive der Vereine. Sportclubs mit einer Fokussierung auf
den Breitensport seien in besonderem Umfang von den J+S-Zuwendungen abhéngig.
Wenn dort die Mittel geschmaélert wirden, muissten die Budgetausfélle anderweitig,
etwa durch Erhéhung der Mitgliederbeitrage, kompensiert oder aber die Sportangebote
abgebaut werden. Auf der anderen Seite stellte der Bericht J+S als Qualitatslabel dar,
als Anreizsystem fur Leiterpersonen, ihrer Aus- und Weiterbildungspflicht regelmassig
nachzukommen. Insofern kénnten Leistungskirzungen eine Qualitatseinbusse im
Bereich des Kinder- und Jugendsports bedeuten. Bezlglich des freiwilligen
Schulsports, dessen Angebote kantonal organisiert sind, wurde ein dulsteres Bild
gezeichnet: Die Senkung der J+S Beitrage wirke sich hier noch starker aus als im
Vereinssport und betréfe insbesondere Bemuhungen zur Foérderung der 5- bis 10-
jahrigen Kinder. Auch die Nachwuchsférderung, also das eigentliche leistungssportliche
Kerngeschéft der Sportverbande, erweise sich als besonders betroffene Sparte, gerade
weil die hochqualifizierten Trainerinnen und Trainer von den Verbanden angestellt
seien, wodurch Beitragskirzungen die geleisteten Trainingsangebote schmalern
wirden. Schliesslich wirde dadurch auch die Freiwilligenarbeit, das .zentrale
Bestimmungsmerkmal” der Vereine, gefahrdet, denn ein Wegfall der Gelder bedeute ein
negatives Signal gegentuber dem ehrenamtlichen Engagement.

Auf allen Ebenen zeigte der Bericht also bedeutende Einbussen bei einem Wegfall der
gewohnten J+S-Subventionen. Wie aber die Situation im Sinne einer Fortflhrung der
bisherigen J+S-Zuwendungen an den Sport bereinigt werden kénne, wurde im Bericht
nicht dargelegt. Das Postulat wurde in der Folge als erledigt abgeschrieben. *

Wie zuvor in Aussicht gestellt, konnte der Bundesrat punktlich den Aktionsplan
Sportforderung des Bundes vorlegen. Darin wurden die beabsichtigten Massnahmen
zur gezielten Férderung des Sports beschlossen. Die drei Konzepte, ein Leistungssport-
ein Breitensport- und ein Immobilienkonzept, konkretisierten dabei die
Handlungsfelder.
Wie bereits friher ins Auge gefasst worden war, sollte die Umsetzung des Aktionsplans
in zwei Etappen erfolgen. Zunéchst sollten bis 2023 die bestehenden Férderprogramme
und -schwerpunkte weitergefuhrt und konsolidiert werden. Bauliche Massnahmen
sollten in dieser Phase noch auf das Notigste minimiert werden. Zudem sollten vorerst
noch keine neuen Mittel fur die Sportférderung im Sinne einer Athletenférderung
aufgewendet werden. Erst in einer zweiten Etappe ab 2024 sollten demnach neue
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Projekte gestartet werden. Das soll jedoch in Berlcksichtigung der Bundesfinanzen
erfolgen; ein Kriterium, das fur die zweite Etappe noch keine genaueren Aussichten
zuliess.

Bezuglich Leistungssport stand die Forderung der Athletinnen und Athleten sowie ihres
Umfelds im Zentrum. Mit der Feststellung, dass die Sporterziehung eine positive
Wirkung - bezlglich eines gesunden Lebensstils, der Vermittlung von Werten und der
personlichen Entwicklung - erziele, ergriff der Bundesrat deutlich Position fur den
Sport. Ebenso dusserte die Regierung ihren Wunsch, leistungsféhige und erfolgreiche
Athletinnen und Athleten im internationalen Vergleich hervorzubringen. Die Schweiz
habe an Wettbewerbsfahigkeit eingeblsst und die Weiterentwicklung des
Leistungssports sei in der Schweiz ungenlgend. Zuséatzliche Anstrengungen seien
deswegen angezeigt und man wolle dies vonseiten des Bundes gemeinsam mit den
Kantonen und Gemeinden angehen. Das Leistungssportkonzept diene dazu, die
Rahmenbedingungen zu verbessern. Bis 2023 werde jedoch am Status quo
festgehalten, so dass keine neuen finanziellen Ressourcen flir den Spitzensport frei
gemacht wirden. Danach werde eine Reihe von Massnahmen ins Auge gefasst, darunter
die Unterstitzung von Sportschulen, der Ausbau eines Leistungssportzentrums mit dem
Schwerpunkt Dienstleistungen (Leistungsdiagnositk, Forschung und Entwicklung) sowie
die Weiterentwicklung der Dienstmodelle der Armee und des Grenzwachtkorps. Die
nationalen Sportverbande wirden mit einer gezielten Foérderung der Organisations-
und Managementkompetenz sowie der Professionalisierung des Trainerwesens und der
Nachwuchsabteilungen unterstitzt.

In Sachen Breitensport stand die finanzielle Absicherung von J+S im Zentrum. Bereits in
der Phase bis 2023 sollten zusatzliche Mittel in diesen Bereich fliessen, wie es das
Parlament wiederholt bekraftigt hatte. Fir den Zeitraum ab 2024 wurden auch flr den
Breitensport mehrere Massnahmen aufgezeigt, darunter ein Fokus auf die Ausweitung
der Angebote fir Kinder und Jugendliche auch im Vorschulalter - denn dann wirden
die Grundlagen fur spatere Sport- und Bewegungsaktivitaten gelegt - sowie die Planung
einer ,Allianz Breitensport” zur Koordination diverser Aktivitdten sowohl staatlicher als
auch privater Akteure. Mit dem Wandel der demografischen Entwicklung im Blick sollte
auch .lebenslanges Sporttreiben” zum Thema werden.

Gemass Immobilienkonzept wollte der Bundesrat bis 2023 CHF 182 Mio. zur Aufwertung
der baulichen Infrastruktur in Magglingen und Tenero bereitstellen. Darin eingerechnet
waren auch Beitrdge an Wohnungsbauten, die aus dem Armeebudget respektive aus
Spenden finanziert werden sollten. Zahlreiche Bauprojekte wurden auch bereits fur die
zweite Phase benannt, deren finanzieller Rahmen blieb aber mit dem vorgelegten
Aktionsplan noch offen.

Als Nachstes wird sich das Parlament zu diesen Planen &ussern. °

Der Bericht des Bundesrates zur Finanzierungssicherheit der Karriere von
Spitzenathletinnen und Spitzenathleten lag im Herbst 2016 vor. Darin wurde eine recht
umfassende Bestandsaufnahme vorgenommen und wiedergegeben, wobei als Fazit
festgehalten wurde, dass noch einiger Handlungsbedarf bestehe. Besonders
hinsichtlich der (zeitlichen) Vereinbarkeit von Spitzensport und Ausbildung kénne noch
viel erreicht werden. Sowohl auf Stufe Berufsbildung, wo neue Modelle angestrebt
werden sollten, um Lehrstellen fur Sportlerinnen und Sportler zu schaffen, als auch bei
den Hochschulen mussten verbesserte Rahmenbedingungen angestrebt werden.
Ebenfalls wurde deutlich, dass eine Spitzensportkarriere ohne die Unterstitzung
sowohl Privater als auch der &6ffentlichen Hand kaum méglich sei.

Dem Bericht zufolge betrieb ein Drittel der Spitzensportlerinnen und Spitzensportler
vollzeitlich Sport, alle anderen arbeiteten Teilzeit oder befanden sich in Ausbildung. Mit
dem im Sport erzielten Einkommen koénnen nur wenige ihren Lebensunterhalt
finanzieren und 40% der Sportlerinnen und Sportler haben ein Jahreseinkommen von
unter CHF 14'000 zur Verfligung (dieses Gesamteinkommen entspricht dem Bruttolohn
aus Tatigkeiten im Sport und/oder in der Wirtschaft). Darum hebt der Bericht auch die
Unterstutzer-Rolle des Elternhauses stark hervor. Die finanziellen Umstande seien
jedoch auch nach der Karriere entscheidend fur den Lebensunterhalt. Gerade fur die
Athletinnen und Athleten, die nicht innerhalb ihres Sports eine Weiterbeschéaftigung
finden, gestalte sich die Integration in ein neues Berufsfeld als schwierig. Es gebe aber
bereits Bestrebungen, um Ausbildungsplatze flur Sportlerinnen und Sportler in
verschiedenen Sparten zu schaffen. Diese Erkenntnisse stammten aus einer
international ausgerichteten Studie, die 2011 von der EHSM flur die Schweiz
durchgefihrt worden war. Im Rahmen der Studie wurden die Daten von 897 Athletinnen
und Athleten ausgewertet.

Der Bericht schloss mit mehreren Punkten, die zur Verbesserung der
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Finanzierungssicherheit im Sport, darin eingeschlossen auch die Vorsorgesicherheit
der Profis, beitragen kénnten. Festgehalten wurde aber letztlich, dass ein Férdersystem
fur Athletinnen und Athleten von allen Akteuren im Sport mitgetragen werden musse,
wobei jedoch private Akteure federflihrend sein sollten, wahrend sich der Bund nur
subsidiar engagiere. Eckpunkte zur Vereinbarung einer Spitzensportkarriere mit der
Ausbildung und dem Berufsleben respektive zu Foérdermdoglichkeiten in diesen
Bereichen wurden auch im Leistungssportkonzept des Bundes festgehalten. ©
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